
 
 

 

KREISSTADT METTMANN  

Der Bürgermeister Drucksachennummer 

Beschlussvorlage 

218/2016 
 

Recht und Ordnung öffentlich x   
 

Kaufung, Kirsten nicht öffentlich    
       

 

Gremium: TOP-NR: Datum: 

Rat der Kreisstadt Mettmann 11 05.07.2016 
 

  

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Durchführung der Rattenbekämpfung im Kreis Mettmann 

  

Finanzielle Auswirkungen Ja 
  

Kosten 80.000 – 100.000 € 
  

Produkt 
02.02.01 – Allgemeine Gefahrenabwehr, Verkehrsangelegenheiten 
und Gewerbewesen  

  

Haushaltsjahr 2017 
  

Folgekosten ja 
  

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung  ja X nein 
  

Deckungsvorschlag  
  

 

Anmerkung des Stadtkämmerers: 

 
 

UMWELTBELANGE werden besonders berührt im Bereich: 
 

  Abfall  Wasserhaushalt  Klima 
       

  Boden  Natur- und Artenschutz  Emissionen / Immissionen 
 

 

    

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 
1. Vorbehaltlich der Zustimmung der weiteren neun kreisangehörigen Städte beschließt der Rat der 
Kreisstadt Mettmann den Abschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Durchführung der 
Rattenbekämpfung im Kreis Mettmann ab dem 01.01.2017. 
 
 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zur Durchführung der Rattenbekämpfung 

im Kreis Mettmann 
 

 
Aufgrund der §§ 23 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 01. Oktober 1979 (GV NRW S. 621), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 203), schließen die Städte Erkrath, Haan, Heiligenhaus, Hilden, 
Langenfeld Rhld., Mettmann, Monheim am Rhein, Ratingen, Velbert, Wülfrath und der Kreis 
Mettmann folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung: 
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§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
Mit dieser Vereinbarung verpflichtet sich der Kreis Mettmann bestimmte Aufgaben im Rahmen der 
Rattenbekämpfung für die kreisangehörigen Städte Erkrath, Haan, Heiligenhaus, Hilden, 
Langenfeld Rhld., Mettmann, Monheim am Rhein, Ratingen, Velbert und Wülfrath durchzuführen. 
Darüber hinaus werden Mitwirkungspflichten der kreisangehörigen Städte festgeschrieben sowie 
Regelungen zur Kostenerstattung und Geltungsdauer der Vereinbarung getroffen.  
 
 

§ 2 
Aufgaben des Kreises Mettmann 

 
Der Kreis Mettmann verpflichtet sich, für die kreisangehörigen Städte folgende Aufgaben zur 
Durchführung der Rattenbekämpfung im gesamten Kreisgebiet durchzuführen: 
 
- konzeptionelle Gesamtplanung von Rattenbekämpfungsmaßnahmen zum Zweck 

größtmöglicher Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit, 
- Ausschreibung und Vergabe der notwendigen Arbeiten an ein für die Rattenbekämpfung im 

Kreisgebiet geeignetes Unternehmen, 
- Ausgestaltung und Abschluss des Vertrages mit dem Unternehmen (Festlegung 

allgemeingültiger Standards für eine wirksame und wirtschaftliche Rattenbekämpfung, 
Verfahrensregelungen, Leistungsbeschreibungen), 

- verantwortliche Überwachung, dass der Unternehmer die geschlossenen Vertragsbedingungen 
einhält (ggf. Festsetzung einer Vertragsstrafe, Kündigung des Vertrages), 

- Vermittlung bei und Klärung von Meinungsverschiedenheiten grundsätzlicher Art zwischen den 
kreisangehörigen Städten und dem beauftragten Unternehmen, 

- Abrechnung mit dem Unternehmer und Aufteilung der Kosten. 
 
 

§ 3 
Mitwirkung 

 
Die verantwortliche Überwachung der Arbeiten des Unternehmens obliegt den kreisangehörigen 
Städten. Vertragswidriges Verhalten des Unternehmers wird dem Kreis Mettmann unverzüglich 
angezeigt. Sie verpflichten sich, die mit der Durchführung der Rattenbekämpfung beauftragten 
Unternehmen, insbesondere bei der Kanalbearbeitung, zu unterstützen. Sie bemühen sich, die 
Ursachen für das Entstehen von Rattenherden durch eigene Aktionen wie Abfallberatung, 
begleitende Maßnahmen und Kanalisierung zu vermindern. Zu diesem Zweck wird der beauftragte 
Unternehmer verpflichtet, die kreisangehörigen Städte im Rahmen einer laufenden 
Berichterstattung über mögliche, weitergehenden Handlungsbedarf zu informieren.  
 
 

§ 4 
Kosten 

 
Die dem Kreis von den beauftragten Bekämpfungsunternehmen in Rechnung gestellten Kosten 
werden von den kreisangehörigen Städten vierteljährlich erstattet. Die Zahlungstermine sind 
quartalsweise, jeweils zum 31.03., 30.06., 30.09. und 15.12. eines Jahres. 
 
Die Kosten der Kanalbelegung werden gemäß den tatsächlich in den einzelnen Kommunen 
stattgefundenen Belegungen aufgeteilt. 
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Die Kosten der Bekämpfung auf öffentlichen Grünflächen werden - soweit die Dokumentation es 
zulässt - ebenfalls nach den Belegungen erfolgen. Sollte dies nicht möglich sein, bietet die 
Einwohnerzahl zum 31.12.2015 die Grundlage für die Kostenaufteilung.  
 
Gleiches gilt bei einer Verlängerung dieser Vereinbarung - die Einwohnerzahl wird jeweils zum 
Zeitpunkt der Verlängerung der Vereinbarung aktualisiert.  

 
 

§ 5 
Schriftformklausel 

 
Änderungen und Ergänzungen dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bedürfen der Schriftform. 
Das gilt auch für eine Änderung dieser Regelung. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 
 
 

§ 6 
Geltungsdauer 

 
Diese Vereinbarung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Düsseldorf, frühestens jedoch zum 01. Januar 2017 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2018. 
Sie verlängert sich jeweils um 2 Jahre, wenn sie nicht spätestens 6 Monate vor Ablauf von einem 
der Beteiligten schriftlich gekündigt wird.  

 
 

§ 7 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein oder 
nach Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit der 
Vereinbarung im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführbare Regelung treten, deren Wirkungen der 
Zielsetzung am nächsten kommen, die die Vertragspartner mit der unwirksamen bzw. 
undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben. Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
entsprechend für den Fall, dass sich die Vereinbarung als lückenhaft erweist. 
 
 
 

Abstimmungsergebnis:    

 Ja Nein Enthaltungen 

CDU    

SPD    

Die Grünen    

FDP    

AfD    

UBWG    

Piraten/Linke    

Fraktionsloses Mitglied    

Bürgermeister    
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2. Der Bürgermeister wird ermächtigt, redaktionelle Änderungen, die sich aus dem 
Abstimmungsverfahren mit den beteiligten Kommunen und dem Kreis ergeben, verwaltungsseitig 
in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung auf der Grundlage des Konsens mit den beteiligten 
Städten und dem Kreis Mettmann vorzunehmen, soweit sie keine wesentlichen 
Kostensteigerungen und „essentialia“ der Vereinbarung betreffen. 
 
 
 

 

Abstimmungsergebnis:    

 Ja Nein Enthaltungen 

CDU    

SPD    

Die Grünen    

FDP    

AfD    

UBWG    

Piraten/Linke    

Fraktionsloses Mitglied    

Bürgermeister    
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Verwaltungserläuterung: 
 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Durchführung der Rattenbekämpfung im Kreis 

Mettmann läuft zum 01.01.2017 aus und soll, vorbehaltlich der Zustimmung der örtlichen 

Gremien, zwischen dem Kreis Mettmann und den 10 kreisangehörigen Städten neu 

abgeschlossen werden. 

Damit der Kreis Mettmann die öffentliche-rechtliche Vereinbarung in dem zuständigen 

Fachausschuss beraten lassen kann, werden die jeweiligen Beschlüsse der örtlichen 

Gremien bis spätestens 05.09.2016 benötigt. 

 

Aus Gründen des Gesundheitsschutzes für Menschen und Tiere müssen Ratten bekämpft 

werden. Die Abwehr einer unmittelbaren Gefahr richtet sich dabei nach dem 

Ordnungsbehördengesetz und dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von 

Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG).  

Die bisherigen Bekämpfungsmaßnahmen der Ratten haben zu keinem Erfolgt geführt. Sie 

wurden nur bei Auffälligkeiten (Meldung z. B. durch den Bürger) durchgeführt. 

 

Aus diesem Grund wurde gemeinsam mit den kreisangehörigen Gemeinden und dem Kreis 

Mettmann unter Beteiligung eines Sachverständigen eine neue Konzeption erarbeitet.  

Bestandteil dieses Konzeptes sind zwei Leistungsverzeichnisse, die Grundlage für die 

Ausschreibungen sind, die durch den Kreis Mettmann erfolgen. 

 

Die Kosten für die Einsetzung des Sachverständigen wurden durch die Stadt Mettmann 

anteilig getragen und belaufen sich bisher auf 529,53 Euro. 

 

Eine erfolgversprechende Rattenbekämpfung steht danach künftig auf drei Säulen: 

 

1. Rattenbekämpfung in der Kanalisation  

 

Durch die erheblich intensivierte Bekämpfung der Ratten in der Kanalisation ist davon 

auszugehen, dass der Befall auf den öffentlichen Flächen deutlich geringer wird. Bisher ist 

eine Bekämpfung hier nur unzureichend bis gar nicht erfolgt. 

Die Kosten für die Rattenbekämpfung in der Kanalisation können bei der 

Abwassergebührenberechnung mit einbezogen werden und werden getrennt ausgewiesen.  

 

2. Rattenbekämpfung auf öffentlichen Grünflächen / öffentlichen Verkehrsflächen 

 

Die Rattenbekämpfung erfolgt bei Bedarf durch gesicherte Köderstationen.  
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Soweit bei Nachkontrollen festgestellt wird, dass an der belegten Stelle kein Rattenbefall 

mehr vorhanden ist, können die eingesetzten Köderstationen an anderer Stelle wieder 

aufgestellt werden. 

 

3. Rattenbekämpfung auf privaten Grundstücken  

 

Sollte festgestellt werden, dass der Rattenbefall von einem privaten Grundstück ausgeht, so 

ist der Schädlingsbekämpfer verpflichtet, dies der örtlichen Ordnungsbehörde anzuzeigen 

und eine Empfehlung zur Bekämpfung darzulegen. 

Von Seiten der Ordnungsbehörde werden dann entsprechende Maßnahmen angeordnet, zu 

denen der Eigentümer in der Pflicht ist, diese durchzuführen. 

Die Kosten sind durch die Eigentümer zu tragen. 

 

Kosten: 

Da eine Kanalbelegung bisher nur unzureichend erfolgt ist, wird hier mit einer erheblichen 

Kostensteigerung gerechnet. Mit Kosten von 80.000 Euro bis 100.000 Euro ist zu rechnen. 

Belastbare Zahlen liegen noch nicht vor. Die Ausschreibung wird durch den Kreis Mettmann 

vorbereitet. 

 

Bisher beliefen sich die Kosten der Rattenbekämpfung: 

 

2016 4934 Euro 

2015 4810 Euro 

 

 

Die künftigen Kosten der Kanalbelegung werden gemäß den tatsächlich in den einzelnen 

Kommunen stattgefundenen Belegungen aufgeteilt.  

 

Die Kosten der Bekämpfung auf öffentlichen Grünflächen / öffentlichen Verkehrsflächen 

werden - soweit die Dokumentation es zulässt - ebenfalls nach den Belegungen erfolgen. 

Sollte dies nicht möglich sein, bietet die Einwohnerzahl zum 31.12.2015 die Grundlage für 

die Kostenaufteilung. 

 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung befindet zz. im Abstimmungsverfahren mit den 

beteiligten Städten und dem Kreis Mettmann. Der Beschlussvorschlag zu 2. macht eine 

erneute Beschlussfassung des Rates verzichtbar, außerdem beabsichtigt der Kreis eine 

abschließende Beschlussfassung im Gesundheitsausschuss des Kreistages am 
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05. September 2016. Da die nächste Sitzung des Rates in Mettmann am 04. Oktober 2016 

stattfindet, wäre zuvor eine Dinglichkeitsentscheidung und eine erneute Beschlussfassung 

des Rates zur Genehmigung dieses Dinglichkeitsbeschlusses erforderlich. Dieser 

zusätzliche Aufwand kann so vermieden werden. Der Bürgermeister wird etwaige 

Änderungen in der Ratssitzung am 04. Oktober 2016 vorstellen. 

 

Die essentialia betreffen die grundsätzlichen Regelungen zur Kooperation, zur 

Kostentragung nach den Vorgaben der Vereinbarung und die Beendigungsklauseln. Zu den 

Kosten kann zz. mangels mitgeteilter Schätzungen noch nichts gesagt werden. Jede 

Kooperation macht Sinn und senkt die anteilig zu tragenden Kosten. In Mettmann muss mit 

ca. 80.000 bis 100.000 Euro gerechnet werden. 

 

 


